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ELTERNGELDBERECHNUNG

Keine Benachteiligung aufgrund von Kettenbeschäftigungen
|  Das Berufsleben von Kameraleuten beim Film besteht häufig aus befristeten Engagements. 
Hierzu hat das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen entschieden: Mütter  
dürfen bei der Elterngeldberechnung nicht benachteiligt werden, wenn sie wegen der Schwan-
gerschaft keine neue Beschäftigung bekommen.  |

FORMERFORDERNIS

Online-Eheschließung in Utah unwirksam
|  Wer als Nicht-EU-Bürger mit einer Unionsbürgerin online über die Website der Behörden 
des Bundesstaates Utah der USA die Ehe schließt, hat keinen Anspruch auf Erhalt einer  
Bescheinigung nach dem Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern. Das 
hat das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf entschieden.  |

Das war geschehen
Ein türkischer Staatsangehöriger und eine bulgarische Staatsangehörige hatten sich im Juni 
2021 in Duisburg per Videokonferenz das Ja-Wort gegeben, das ein Behördenmitarbeiter des 
US-Bundesstaates Utah protokolliert hatte. Hierüber haben sie eine diesen Akt bestätigende 
„Marriage License & Certificate of Marriage“ des Staates Utah vorgelegt.

Der türkische Staatsangehörige hat bei der Ausländerbehörde der Stadt Duisburg beantragt, 
ihm eine Bescheinigung nach dem Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern 
(hier: § 5 Abs. 1 Satz 2 FreizügG/EU) auszustellen, dass er die für den Erhalt einer sog. Aufent-
haltskarte für Familienangehörige von Unionsbürgern erforderlichen Angaben gemacht hat. Mit 
einer solchen Aufenthaltskarte wird ein ordnungsgemäßer Aufenthalt im Bundesgebiet  
nachgewiesen. Nachdem die Ausländerbehörde diesen Antrag abgelehnt hat, ist nun auch der 
Eilantrag vor dem VG erfolglos geblieben.

Online-Eheschließung in Deutschland ungültig
Zur Begründung hat das VG ausgeführt, der Antragsteller habe nicht glaubhaft gemacht,  
Familienangehöriger einer Unionsbürgerin zu sein. Die Eheschließung sei in Deutschland nicht 
gültig. Bei Anwendung des nationalen Rechts ergebe sich dies aus dem Bürgerlichen Gesetz-
buch (hier: § 1310 Abs. 1, § 1311 BGB), wonach die Ehe persönlich und bei gleichzeitiger Anwesen-
heit vor einem Standesbeamten geschlossen werden müsse.

Auch nach Internationalem Privatrecht fehle es an einer wirksamen Eheschließung, weil die 
beiden Personen bei der Abgabe des Eheversprechens nicht in Utah, sondern in Duisburg  
anwesend gewesen seien.

Schließlich könne sich der Antragsteller nicht auf eine Vergleichbarkeit zur sog. „Dänemark-
Ehe“ berufen, die nach aufenthaltsrechtlicher Rechtsprechung wirksam sei, wenn die Eheleute 
vor einem dänischen Standesamt persönlich anwesend gewesen seien. An einer solchen  
Anwesenheit vor einem ausländischen Standesbeamten habe es hier gefehlt.

Gegen den Beschluss kann Beschwerde eingelegt werden, über die das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster entscheidet.

QUELLE  |  VG Düsseldorf, Beschluss vom 15.2.2022, 7 L 122/22, PM vom 16.2.2022



MONATSRUNDSCHREIBEN� 05-2022

Familien- und Erbrecht

Geklagt hatte eine Kameraassistentin aus dem Landkreis Harburg. Sie verdiente ihren Lebens-
unterhalt durch Zeitverträge bei Filmproduktionen. Bis zum nächsten Engagement war sie  
jeweils arbeitslos. Nachdem sie im Jahr 2017 schwanger wurde, durfte sie nicht mehr arbeiten 
und bezog Arbeitslosengeld.

Nach der Geburt ihres Kindes berechnete der Landkreis das Elterngeld der Mutter, wobei er für 
die letzten fünf Monate ein Arbeitseinkommen von Null Euro zugrunde legte. Er verwies darauf, 
dass nach dem Gesetz lediglich Einkommensausfälle wegen Krankheit ausgeklammert werden 
dürften.

Dem hielt die Frau entgegen, dass sie wegen der körperlichen Belastungen während der 
Schwangerschaft nicht arbeiten dürfe. Denn bei der Arbeit gebe es neben Tragebelastungen 
beim Umbau von Kamera und Stativ auch Nachtarbeit und tägliche Arbeitszeiten bis zu 13 Stun-
den. In der Folge erhalte sie nicht – wie vom Gesetzgeber gewollt – Elterngeld auf Grundlage 
der letzten 12 Arbeitsmonate, sondern nur 7/12 des eigentlichen Betrags.

Das LSG hat zur Berechnung auf die letzten 12 Arbeitsmonate abgestellt und hierzu die gesetz-
lichen Krankheitsregelungen analog angewandt. Es hat die erweiterte Gesetzesauslegung mit 
dem verfassungsrechtlichen Schutzauftrag werdender Mütter begründet, die einen Anspruch 
auf Schutz und Fürsorge durch die Gemeinschaft hätten.

Der Gesetzgeber habe den Fall von abhängigen Kettenbeschäftigungen übersehen, in dem  
eine neue Beschäftigung aus Gründen des Arbeitsschutzes nicht in Betracht komme. Das  
„besondere gesundheitliche Risiko“ von Schwangeren dürfe ihnen bei der Berechnung des  
Elterngeldes nicht zum Nachteil gereichen. Dabei sei eine schwangerschaftsbedingte Erkran-
kung nur ein Teil des Risikos, das sich auch in anderen Bereichen auswirken könne.

QUELLE  |  LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 24.1.2022, L 2 EG 4/20, PM vom 14.2.2022

ERBAUSSCHLAGUNG

Unterzeichnetes Sparkassenformular  
keine Erbschaftsannahme
|  Nach dem Tod des Erblassers unterzeichneten gesetzliche Erben bei einer Sparkasse ein 
mit „Nachlassverfügung mit Haftungserklärung“ überschriebenes Formular. Später schlugen 
die Erben die Erbschaft aus. Fraglich war, ob die Erben mit dem Unterzeichnen des Formulars 
die Erbschaft bereits stillschweigend angenommen hatten, sodass sie nicht mehr hätten aus-
schlagen können. Das Oberlandesgericht (OLG) München sieht in der Unterzeichnung des 
Formulars keine schlüssig erklärte Annahme der Erbschaft.  |

Das OLG: Die „Nachlassverfügung“ dient der Haftungsfreistellung der Bank für den Fall, dass 
sich etwaige Auszahlungen ohne Vorlage eines Erbscheins im Nachhinein als Leistungen an 
Nichtberechtigte erweisen. Sie diene somit vorrangig dem Sicherungsinteresse der Bank.

Die Annahme einer Erbschaft durch schlüssiges Verhalten setzt eine nach außen erkennbare 
Handlung voraus, aus der der Schluss zu ziehen ist, der Erbe habe sich zur endgültigen Über-
nahme des Nachlasses entschieden.

Im Hinblick darauf, dass die Annahme ohnehin spätestens mit Ablauf der Ausschlagungsfrist 
eintritt und diese im Regelfall relativ kurz bemessen ist, vertritt die herrschende Meinung die 
Auffassung, dass die Annahme der Erbschaft durch schlüssiges Verhalten im Zweifel nur  
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zurückhaltend zu bejahen sein sollte. Dies gelte schon deshalb, weil auch dem vorläufigen  
Erben, der sein Ausschlagungsrecht noch nicht verlieren möchte, die Verwaltung des Nachlas-
ses zusteht.

Hier war noch die Besonderheit, dass das Formular um die Formulierung ergänzt war: „Derzeit 
ist keine Übertragung gewünscht, diese erfolgt nach Vorlage des Erbscheins. Lediglich das  
Girokonto Nr. … wird wieder für den Zahlungsverkehr freigeschaltet.“ Daraus schloss das OLG, 
dass die Unterzeichner gerade nicht auf das Vermögen des Erblassers uneingeschränkt zugrei-
fen wollten. Allein das Girokonto sollte für den Zahlungsverkehr freigeschaltet werden. Diese 
Maßnahme dient aber allein der Verwaltung des Nachlasses, die auch dem nur vorläufigen  
Erben zusteht.

Weiter wollten die Unterzeichner Auskunft über Bestand und Umfang der Konten des Erblas-
sers erlangen. Eine solche Maßnahme stellt nicht bereits eine schlüssige Annahme der Erb-
schaft dar, sondern dient der Abklärung der Entscheidung über die Annahme der Erbschaft wie 
auch dazu, diese Entscheidung auf eine hinreichend gesicherte Tatsachengrundlage zu stellen.

QUELLE  |  OLG München, Beschlüsse vom 22.12.2021, 31 Wx 487/19, 31 Wx 488/19, Abruf-Nr. 226997 unter www.iww.de

ONLINE-VERZEICHNIS

Bundesrat hat Gesetzentwurf  
zu herrenlosen Konten beschlossen
|  Erben sollen künftig leichter Auskünfte über mögliche Konten oder Depots von Verstorbe-
nen aus allgemein zugänglichen Quellen erhalten. Am 11.3.2022 beschloss der Bundesrat  
daher, einen entsprechenden Gesetzentwurf in den Deutschen Bundestag einzubringen.  |

Das Problem: Nach Schätzungen liegen zwischen zwei und neun Milliarden Euro auf sogenann-
ten herrenlosen Konten von Verstorbenen, ohne dass ihre Erben davon wissen. Hinterlässt ein 
Verstorbener keine Hinweise auf ihm gehörende (Online-)Konten, können Erben nach aktueller 
Rechtslage hiervon kaum Kenntnis erhalten. Auskunftsersuchen scheitern oft am Bank
geheimnis.

Die Lösung: Der Bundesrat schlägt ein bundesweites Online-Verzeichnis beim Bundesamt für 
Justiz vor, an das automatisiert Daten Verstorbener sowie die Namen ihrer Kreditinstitute zu 
melden sind, sofern kein Erbe in angemessener Zeit Anspruch darauf erhoben hat. Ähnliches 
wird bereits beim Abruf von Kirchensteuerabzugsmerkmalen praktiziert.

Mögliche Erben könnten so Informationen erhalten, die es ihnen ermöglichen, Ansprüche  
gegenüber Banken geltend zu machen. Anlassloses Durchstöbern Nichtberechtigter soll durch 
Registrierungsvorgaben verhindert werden.

QUELLE  |  Bundesrat Kompakt vom 11.3.2022


